
Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 7. Dezember 2017 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Juzgado de Primera Instancia de Jerez de la Frontera — Spanien) — Banco Santander SA / 

Cristobalina Sánchez López

(Rechtssache C-598/15) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Richtlinie 93/13/EWG — Verbraucherverträge — Missbräuchliche 
Klauseln — Befugnisse des nationalen Gerichts — Wirksamkeit des Verbraucherschutzes — 

Hypothekenkreditvertrag — Außergerichtliches Verfahren zur Vollstreckung der hypothekarischen 
Sicherheit — Vereinfachtes gerichtliches Verfahren zur Anerkennung der dinglichen Rechte des 

Zuschlagsempfängers)

(2018/C 052/03)

Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Juzgado de Primera Instancia de Jerez de la Frontera

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Banco Santander SA

Beklagte: Cristobalina Sánchez López

Tenor

Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen sind in einem Verfahren wie dem im Ausgangsverfahren in Rede stehenden, das von der Person eingeleitet wurde, 
der im Rahmen einer außergerichtlichen Vollstreckung einer von einem Verbraucher zugunsten eines gewerblichen Gläubigers bestellten 
hypothekarischen Sicherheit an einer Immobilie der Zuschlag für diese Immobilie erteilt wurde, und das auf den Schutz der von diesem 
Zuschlagsempfänger rechtmäßig erworbenen dinglichen Rechte abzielt, nicht anzuwenden, da dieses Verfahren zum einen von der 
rechtlichen Beziehung zwischen dem gewerblichen Gläubiger und dem Verbraucher unabhängig ist und zum anderen die hypothekarische 
Sicherheit vollstreckt wurde, die Immobilie verkauft wurde, und die damit verbundenen dinglichen Rechte übertragen wurden, ohne dass 
der Verbraucher von den in diesem Zusammenhang vorgesehenen Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht hätte. 

(1) ABl. C 38 vom 1.2.2016.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 14. Dezember 2017 — European Bicycle 
Manufacturers Association (EBMA) / Giant (China) Co. Ltd, Rat der Europäischen Union, Europäische 

Kommission

(Rechtssache C-61/16 P) (1)

(Rechtsmittel — Dumping — Verordnung [EU] Nr. 502/2013 — Einfuhren von Fahrrädern mit Ursprung 
in China — Verordnung [EG] Nr. 1225/2009 — Art. 18 Abs. 1 — Mitarbeit — Begriff „erforderliche 
Informationen“ — Art. 9 Abs. 5 — Antrag auf individuelle Behandlung — Risiko einer Umgehung)

(2018/C 052/04)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Rechtsmittelführerin: European Bicycle Manufacturers Association (EBMA) (Brüssel, Belgien) (Prozessbevollmächtigte: 
L. Ruessmann, avocat, und J. Beck, Solicitor)

Andere Parteien des Verfahrens: Giant (China) Co. Ltd (Prozessbevollmächtigter: P. De Baere, avocat), Rat der Europäischen 
Union (Prozessbevollmächtigte: H. Marcos Fraile als Bevollmächtigte im Beistand von B. O’Connor, Solicitor, und S. Gubel, 
avocat), Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J.-F. Brakeland, M. França und A. Demeneix)
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